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	 *	 Dipl.-Kfm. Prof. Andreas Crone ist als Wirtschaftsprüfer und Steuerberater, Dr. 
Raoul Kreide als Rechtsanwalt im Bereich der Restrukturierung mittelständischer 
Unternehmen und Familienunternehmen tätig.

	 1	 Die handelsrechtliche Fortführungsprognose ist nicht mit der insolvenzrechtlichen 
Fortbestehensprognose zu verwechseln. Siehe vertiefend das Positionspapier des 
IDW, Zusammenwirken von handelsrechtlicher Fortführungsannahme und in-
solvenzrechtlicher Fortbestehensprognose, Stand: 13. 8. 2012, verfügbar unter 
http://www.idw.de/idw/portal/d622394, sowie zuletzt Groß in KSI 01/2015 S. 5 ff.

	 2	 BGH, Urteil vom 11. 10. 1999 – II ZR 120/98, BGHZ 142 S. 382; BGH, Urteil vom 
14. 2. 2009 Az. II ZR 361/02, NZG 2005 S. 481.

	 3	 Fungiert die GmbH als Obergesellschaft, gilt § 291 AktG unmittelbar; für die GmbH 
als Untergesellschaft vgl. BGH Urteil vom 7. 10. 2013 – II ZR 362/13, WM 2014 
S. 2226, m. w. N.; BGH, Urteil vom 10. 7. 2006 – II ZR 238/04, BGHZ 168 S. 285.

	 4	 BGH, Urteil vom 14. 12. 1987 – II ZR 170/87, BGHZ 103 S. 1; Haas, in: Gottwald, 
Insolvenzrechts-Handbuch, 4. Aufl. 2010, § 95 Rn. 6; Emmerich, in: Emmerich/
Habersack, Aktien- und GmbH-Konzernrecht, 7. Aufl. 2013, § 297 Rn. 52b.

	 5	 Ausführlich Freudenberg, ZIP 2009 S. 2037, m. w. N., der selbst die Anwendung 
von § 103 InsO vorschlägt.

 1. Einleitung

Bestand zwischen einer Ober- und einer Un-
tergesellschaft bei Insolvenzeröffnung ein 
Ergebnisabführungsvertrag, stellt sich bei 
Insolvenz der Untergesellschaft die Frage, 
inwieweit die Obergesellschaft noch ver-
pflichtet ist, Verluste der Untergesellschaft 
auszugleichen. Im Folgenden wird daher zu-
nächst (Abschn. 2) dargestellt, welche Kon-
sequenzen die Insolvenzeröffnung auf die 
Verlustausgleichsverpflichtung hat. 

Da die Verantwortlichkeit der Obergesell-
schaft für eingetretene Verluste mit der han-
delsrechtlichen Schlussbilanz auf den Tag 
vor Insolvenzeröffnung endet, wird an-
schließend (Abschn. 3) untersucht, welche 
der Verluste aufgrund der nunmehr fehlen-
den Fortführungsprognose1 (Going-Con-
cern) noch Eingang in diese Schlussbilanz 
finden. Dazu ist (Abschn. 4) der Begriff „Ab-
wicklungsverluste“ in verschiedene Katego-
rien zu differenzieren.

 2. Auswirkungen der Insolvenz
eröffnung im Vertragskonzern

 2.1 Verlustausgleichsverpflichtung

Über das Instrument des Gewinnabführungs-
vertrags (§ 291 AktG) können Unternehmen 
eine körperschaft- und gewerbesteuerliche 
Organschaft (§§ 14 ff. KStG, 2 Abs. 2 Satz 2 
GewStG) begründen. Der steuerliche Vorteil 
liegt in der übergeordneten Zusammenfas-
sung von Gewinnen und Verlusten der betei-
ligten Gesellschaften. Die Verpflichtung einer 
Untergesellschaft, ihren gesamten ausschüt-
tungsfähigen Gewinn an die Obergesell-
schaft abzuführen (§ 291 Abs. 1 AktG) be-
dingt jedoch zugleich die Verpflichtung der 
Obergesellschaft, Verluste der Untergesell-
schaft auszugleichen (§ 302 Abs. 1 AktG). 
Der Anspruch auf Verlustübernahme entsteht 
mit Abschluss des jeweiligen Geschäftsjahrs. 
Um zu verhindern, dass die Obergesellschaft 
den Verlustausgleich verzögern kann, ist die 
Ausgleichsverpflichtung bereits mit dem Bi-
lanzstichtag fällig; auf die tatsächliche Fest-
stellung des Jahresabschlusses kommt es 
nicht an2. Die Verlustausgleichsverpflichtung 
ist mit 5 % p.a. zu verzinsen (§§ 352, 353 
HGB). Für die GmbH gelten diese Regelun-
gen entsprechend3.

 2.2 Beendigung durch Insolvenz
eröffnung

Mit Eröffnung eines Insolvenzverfahrens (nicht mit Stellung des In-
solvenzantrags) gelten Gewinnabführungsverträge nach herrschen-
der Auffassung als beendet4. Teilweise wird in der Literatur daneben 
vertreten, der Ergebnisabführungsvertrag werde im eröffneten Insol-
venzverfahren vom Insolvenzrecht überlagert und dadurch lediglich 
in seinen Wirkungen suspendiert5. Einigkeit besteht aber darin, dass 
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Mit Insolvenzeröffnung ist für das insolvente Unternehmen neben der  
Insolvenzeröffnungsbilanz auch eine handelsbilanzielle Schlussbilanz auf
zustellen. Bestand mit einem Mutterunternehmen (Obergesellschaft) ein 
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anfallende Abwicklungsverluste grundsätzlich nicht mehr von der Oberge-
sellschaft zu tragen sind. Etwas anderes gilt für diejenigen Verluste, die vor 
Insolvenzeröffnung entstehen und damit noch Teil der handelsbilanziellen 
Schlussbilanz werden. Der vorliegende Beitrag beleuchtet die Auswirkungen 
auf die Verlustausgleichsverpflichtung bei Wegfall der „Going-Concern“- 
Annahme. Die Autoren ordnen die in der Literatur umstrittenen Fragen in 
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	 6	 BGH, Urteil vom 14. 12. 1987 – II ZR 170/87, BGHZ 103 S. 1; Koch, in: Hüffer, 
AktG, 11. Aufl. 2014, § 297 Rn. 22; Veil, in: Spindler/Stilz, AktG, 2. Aufl. 2010, 
§ 302 Rn. 19.

	 7	 Vgl. Füchsl/Weishäupl/Jaffé, in: MüKoInsO, 3. Aufl. 2013, § 153 Rn. 8.
	 8	 Vgl. Maus, in: Uhlenbruck, InsO, 13. Aufl. 2010, § 153 Rn. 1.
	 9	 BFH, Urteil vom 30. 1. 2002 – I R 68/00, BStBl. II 2002 S. 688; IDW, WP-Hand-

buch, Bd. I, 2012, Kap. E Rn. 303; IDW, RS HFA 17, Rn. 25.
	10	 Vgl. zu den Kriterien IDW PS  270 (Stand 9. 9. 2010), Rn. 11.
	11	 IDW PS  270 (Stand 9. 9. 2010), Rn. 8; IDW PS  203 (Stand 9. 9. 2009), Rn 9.
	12	 IDW, RS HFA 17, Rn. 25.

 3.2 Bilanzierung zu Fortführungswerten (Going-Concern)?

Für die handelsrechtliche Schlussbilanz auf den Tag vor Insolvenz
eröffnung gelten grundsätzlich die allgemeinen Bilanzierungsregeln 
(§§ 246 ff. HGB) und damit zunächst die Annahme der Unterneh-
mensfortführung (§ 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB). Danach ist bei der Bewer-
tung und beim Ansatz der Vermögensgegenstände und Schulden 
stets von der Fortführung der Unternehmenstätigkeit auszugehen, 
sofern dieser Annahme nicht tatsächliche oder rechtliche Gegeben-
heiten entgegenstehen. 

Nach Auffassung des Hauptfachausschusses des Instituts der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) ist der Jahresabschluss eines Unternehmens im-
mer dann unter der Annahme der Unternehmensfortführung aufzu-
stellen, wenn 

�� aufgrund der wirtschaftlichen und rechtlichen Verhältnisse davon 
ausgegangen werden kann, dass für einen Zeitraum von mindes-
tens zwölf Monaten, gerechnet ab dem maßgeblichen Abschluss-
stichtag, die Unternehmensfortführung gewährleistet ist und 

�� bis zur Beendigung der Aufstellung des Jahresabschlusses keine 
fundierten Anhaltspunkte vorliegen, dass die Annahme der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit zu einem nach diesem Zeit-
raum liegenden Zeitpunkt nicht mehr aufrecht erhalten werden 
kann11. Eindeutig zu verneinen ist eine positive Fortführungsan-
nahme bei Einstellung des Geschäftsbetriebs zum Bilanzstich-
tag12. 

Im Umkehrschluss kann aber nicht abgeleitet werden, dass stets eine 
positive Fortführungsprognose vorliegt, wenn der Geschäftsbetrieb 
noch nicht eingestellt wurde oder der Insolvenzverwalter bzw. die 
Gläubigerversammlung noch nicht endgültig über eine Betriebsein-
stellung entschieden haben. Bei der überwiegenden Anzahl der In-
solvenzfälle werden die wirtschaftlichen Gründe für die Notwendig-
keit der (späteren) Einstellung des Geschäftsbetriebs allerdings schon 
vor dem Bilanzstichtag vorgelegen haben. Die konkretisierende Wil-
lensbildung des Insolvenzverwalters oder der Gläubigerversamm-
lung legt nur offen, was wirtschaftlich bereits vor dem Bilanzstichtag 
gegeben war.

Daher ist das Fortführungskonzept des Insolvenzverwalters bei der 
Beurteilung der Fortführungsannahme zum letzten Bilanzstichtag 
von erheblichem Gewicht. Ist von einer dauerhaften Unternehmens-
fortführung auszugehen, so ist die positive Fortführungsprämisse bei-
zubehalten, es sei denn, nach dem Bilanzstichtag und vor Aufstellung 
des Jahresabschlusses konkretisiert sich die Einstellung der Unter-
nehmenstätigkeit. Von der weiteren Fortführung der Unternehmens
tätigkeit ist demnach nicht mehr auszugehen (vgl. Abb. 1), wenn der 
Geschäftsbetrieb des insolventen Unternehmens zum Bilanzstichtag 

die Verlustausgleichsverpflichtung nach 
§ 302 AktG (analog) zu diesem Zeitpunkt en-
det6. Um ihre Höhe zu bestimmen, ist auf den 
Tag vor Verfahrenseröffnung (den letzten 
ausgleichsrelevanten Tag) eine handelsbi-
lanzielle Schlussbilanz zu erstellen. 

 3. Bilanzierung bei Insolvenz
eröffnung

Im Bereich der Rechnungslegung löst die In-
solvenzeröffnung umfangreiche Folgen aus: 
Es beginnt ein neues Geschäftsjahr (§ 155 
Abs. 2 Satz 1 InsO) und es ist eine Insolvenz
eröffnungsbilanz aufzustellen. 

Damit einhergehend ist das vorausgehende 
Geschäftsjahr mit einer nach handelsrecht-
lichen Grundsätzen aufgestellten Schlussbi-
lanz zu beenden (§ 242 Abs. 1 Satz 1 HGB). 
Nicht zu verwechseln ist die nach handels-
rechtlichen Grundsätzen aufzustellende In-
solvenzeröffnungsbilanz (§ 155 Abs. 1 Satz 1 
InsO) mit der insolvenzrechtlichen Vermö-
gensübersicht nach § 153 InsO7. Bei dieser 
handelt es sich um eine Aufstellung von Ver-
mögen und Schulden. Der Insolvenzverwalter 
kann sich dabei an handelsrechtliche Vor-
schriften anlehnen; verbindlich sind sie je-
doch nicht8. 

 3.1 Eingeschränkte Rückkopplung über 
den Bilanzzusammenhang

Für die Wertansätze in der handelsbilanzi-
ellen Schlussbilanz ist der sog. Bilanzzu-
sammenhang (§ 252 Abs. 1 Nr. 1 HGB) nicht 
entscheidend. Dessen Verknüpfung ist aus-
schließlich zukunftsgerichtet. Abweichende 
Bewertungen in der Insolvenzeröffnungs
bilanz schlagen somit nicht auf die vorher-
gehende Schlussbilanz der insolventen Ge-
sellschaft zurück. Ansatzpunkt für eine 
Wertanpassung in der Schlussbilanz ist viel-
mehr die Frage, ob im Zeitpunkt der Bilanz
erstellung wertaufhellende Tatsachen vorlie-
gen. Diese sind als „wertaufhellendes Ereignis“ 
im Rahmen der späteren Bilanzerstellung zu 
berücksichtigen, da die Tatsachen zwar nach-
träglich bekannt bzw. erkannt wurden, aber 
objektiv bereits im Stichtag gegeben waren 
(§ 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB)9. Hierzu gehört ins-
besondere die Frage, ob die Fortführungs-
prämisse (§ 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB) noch vor-
lag – bei eröffneter Insolvenz ist dies 
zweifelhaft10.
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	13	 Vgl. IDW, RH HFA 1.012, Rz. 15.
	14	 IDW, RS HFA 17, Rn. 19 ff.
	15	 Hierfür etwa Schmitt/Möhlmann-Mahlau, NZI 2007 S. 703; für Bilanzidentität 

Andres, in: Nerlich/Römermann, InsO, 2014, § 155 Rn. 23.
	16	 IDW, RS HFA 17, Rn. 26.
	17	 IDW, RH HFA 1.011, 1.012.
	18	 Vgl. Haffa/Leichtle, in: Braun, InsO, 6. Aufl. 2014, § 155 Rn. 7.
	19	 Vgl. Hirte, in: Uhlenbruck, InsO, 13. Aufl. 2013, § 11 Rn. 402.

Erträge aus den bereits abgeschriebenen Forderungen in einer spä-
teren Periode zu versteuern sind sowie bei Zahlungseingang die Um-
satzsteuer wieder abzuführen ist. 

 4. Ermittlung des Verlustausgleichs

Unklar und umstritten ist bei der Ermittlung des Ausgleichsan-
spruchs, ob sich die Verlustausgleichspflicht auch auf sog. „Abwick-
lungsverluste“ erstrecken soll. Hierunter versteht man grundsätzlich 
Verluste, die originär im Rahmen der Liquidation entstehen, bei-
spielsweise zu zahlende Abfindungen (echte Abwicklungsverluste). 
Daneben können Verluste aber beim Übergang von einer handelsbi-
lanziellen Schlussbilanz nach Fortführungswerten auf eine Insolvenz
eröffnungsbilanz nach Liquidationswerten entstehen (unechte Ab-
wicklungsverluste)19. Teilweise sind diese (wertaufhellend) bereits in 
der handelsbilanziellen Schlussbilanz zu berücksichtigen, wenn die 
positive Going-Concern-Annahme verneint wird. 

Teilweise werden sie erst unter Aufbrechung des Bilanzzusammen-
hangs durch weitere Abwertungen in der Liquidationseröffnungsbi-
lanz virulent. Insgesamt können fünf Verlustentstehungszeiträume 
unterschieden werden: 

bereits eingestellt ist oder der Insolvenzver-
walter bzw. die Gläubigerversammlung die-
sen Entschluss bereits gefasst hat. Hat sich 
zum Bilanzstichtag bezüglich der Frage  
der dauerhaften Fortführung oder Einstel-
lung des Geschäftsbetriebs noch keine ab-
schließende Beschlussfassung konkretisiert, 
so ist abzuwägen, ob insgesamt mehr 
Gründe für eine Einstellung oder mehr 
Gründe für eine Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit sprechen; i. d. R. wird man 
aber nicht von der Unternehmensfortfüh-
rung ausgehen können13.

 3.3 Insolvenzeröffnungsbilanz

Für die Insolvenzeröffnungsbilanz gilt, dass 
sie auf der vorhergehenden Schlussbilanz 
aufsetzt (§ 252 Abs. 1 Nr. 1 HGB). Somit fin-
den sich dort auch Wertanpassungen durch 
den Wegfall des Going-Concern wieder. Im 
Übrigen gelten aber auch bei fehlendem Go-
ing-Concern das Anschaffungskosten-, Re-
alisations- und Imparitätsprinzip weiter-
hin14. In der Literatur ist jedoch umstritten, 
inwieweit die Insolvenzeröffnung einen be-
gründeten Ausnahmefall i. S. des § 252 
Abs. 2 HGB darstellt, der in der Insolvenzer-
öffnungsbilanz abweichende Wertansätze 
ermöglicht15. 

Der IDW sieht im Wegfall der Fortführungs-
annahme eine Rechtfertigung für abwei-
chende Ansatz- und Bewertungsentschei-
dungen, wenngleich es hierdurch nicht zu 
einer völligen Neubewertung der Vermö-
gensgegenstände und Schulden kommen 
soll16.

Grundsätzlich wird die Insolvenzeröff-
nungsbilanz Liquidationswerte auszuweisen 
haben, weil die Insolvenzeröffnung eine ne-
gative Fortführungsprognose beinhaltet17. 
Eine Ausnahme besteht aber, wenn bereits 
absehbar ist, dass im Rahmen der Insolvenz 
keine Zerschlagung stattfinden wird, son-
dern ein Verkauf des Unternehmens realis-
tisch erscheint18. 

Für den Insolvenzverwalter kann es anderer-
seits aber von Vorteil sein, frühzeitig Wertan-
passsungen vorzunehmen, z. B. Forderungen 
in großem Umfang abzuwerten. U.a. kann so 
eine Erstattung der für Forderungen aus Lie-
ferungen und Leistungen abgeführten Um-
satzsteuer erreicht werden. Eine zu weitge-
hende Abwertung führt jedoch dazu, dass 

Abb. 1:
Bilanzierung bei Entfall 
der Going-Concern-An-
nahme

Entfall der Going-Concern-Annahme

Bilanzenzusammenhang mit Abweichungsmöglichkeit

31.12.01

WertaufhellungSchlussbilanz 01
Fortführungswerte

Schlussbilanz Rumpfgeschäftsjahr 02/I
korrigierte Werte (kein going concern)

Insolvenzeröffnungsbilanz 02/II
Liquidationswerte

Insolvenzeröffnung Bilanzerstellung

31.05.02 01.06.02
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	20	 Vgl. Emmerich, in: Emmerich/Habersack, Aktien- und GmbH-Konzernrecht, § 302 
AktG Rn. 39; BGH, Urteil vom 19. 9. 1988 – II ZR 255/87, BGHZ 105 S. 168.

	21	 Heute h. M., BGH, Urteil vom 14. 12. 1987 – II ZR 170/87, BGHZ 103 S. 1; Koch, 
in: Hüffer, AktG, 11. Aufl. 2014, § 302 Rn. 11, m. w. N. 

	22	 Ebenso Stephan, in: Schmidt/Lutter, AktG, 2. Aufl. 2010, § 302 Rn. 39; Krieger, 
in: MüHdb AG, 3. Aufl. 2007, § 70 Rn. 66.

	23	 Vgl. Hirte, in: Uhlenbruck, InsO, 13. Aufl. 2010, § 11 Rn. 402.
	24	 Vgl. Stephan, in: Schmidt/Lutter, AktG, 2. Aufl. 2010, § 302 Rn. 39; Hirte, in: 

Uhlenbruck, InsO, 13. Aufl. 2010, § 11 Rn. 402.
	25	 Vgl. Meister, WM 1976 S. 1182; Peltzer, AG 1975 S. 309.
	26	 Vgl. Altmeppen, in: MüKoAktG, 3. Aufl. 2010, § 302 Rn. 117; a. A. BGH, Urteil 

vom 19. 9. 1988 – II ZR 255/87, BGHZ 105 S. 168.
	27	 BAG, Urteil vom 31. 7. 2002 – 10 AZR 420/01, NZG 2003 S. 120; Hirte, in: 

Uhlenbruck, InsO, 13. Aufl. 2010, § 11 Rn. 403.

Aufwendungen aufgrund von Sozialplanansprüchen der Arbeitneh-
mer oder Vertragsstrafen und Schadensersatzforderungen aufgrund 
nicht mehr erfüllter Verträge. Diese Ansprüche sind nicht mehr der 
(früheren) Obergesellschaft zuzurechnen und daher nicht ausgleichs
pflichtig24. Teilweise wird jedoch auch vertreten, dass diese Abwick-
lungsverluste letztlich die Folge jahrelanger (falscher) Einflussnahmen 
des herrschenden Unternehmens seien25.

 5. Gleichzeitige Insolvenz der Obergesellschaft

In der Praxis ist davon auszugehen, dass eine solvente Obergesell-
schaft ihre Tochtergesellschaft nicht in die Insolvenz gehen lässt; denn 
trotz aller Sanierungsbemühungen geht eine Insolvenz i. d. R. mit 
Wert- und Reputationsverlusten einher. Darüber hinaus beinhaltet 
die Verlustausgleichsverpflichtung (§ 302 AktG) nach einigen Stim-
men in der Literatur auch die Verpflichtung, die Insolvenz durch un-
terjährige Zuführungen abzuwenden26. 

Relevant werden daher vor allem Fälle, in denen die Obergesellschaft 
nicht in der Lage ist, die Verlustausgleichsverpflichtung zu erfüllen 
bzw. weder vorab ein Gesellschafterdarlehen als später anrechenbare 
Abschlagszahlung noch eine Patronatserklärung zu gewähren. Da-
mit geht die Insolvenz der Untergesellschaft oftmals mit der Insol-
venz der Obergesellschaft einher. Die Verlustausgleichsforderung der 
Untergesellschaft gegenüber der Obergesellschaft stellt dann eine 
einfache Insolvenzforderung nach § 38 InsO dar und ist zu deren 
Insolvenztabelle anzumelden27. 

Praktische Relevanz erhält die Frage der auszugleichenden Abwick-
lungsverluste aber dennoch in Fällen, bei denen in Ober- und Un-
tergesellschaft unterschiedliche Gläubigergruppen vorhanden sind. 
Beispielsweise finden sich auf der Ebene der Obergesellschaft oftmals 
Kreditinstitute als Finanzierer der Gesamtstruktur, während auf 
Ebene der Untergesellschaft Lieferantenverbindlichkeiten aus der 
operativen Tätigkeit auflaufen. Eine höhere Verlustausgleichsver-
pflichtung verschiebt die Insolvenzquote im Ergebnis zugunsten der 
Gläubiger der Untergesellschaft.

 6. Zusammenfassung

Die vorstehenden Ausführungen haben gezeigt, dass das Thema Ab-
wicklungsverluste komplex und zugleich von hoher praktischer  
Relevanz ist. Dabei kommt der Hoheit über die Aufstellung und Fest-

(1)  Verluste des letzten Geschäftsjahrs: Ver-
luste, die im vorausgegangenen Geschäfts-
jahr entstanden sind, sind bereits in der ent-
sprechenden Handelsbilanz des Vorjahrs 
erfasst. Sie fallen damit unzweifelhaft in den 
vom Ergebnisabführungsvertrag umfassten 
Zeitraum und sind auszugleichen, soweit 
dies nicht bereits geschehen ist.

(2)   Verluste des laufenden Geschäftsjahrs 
bis zum Stichtag: Verluste, die bis zum In-
solvenzeröffnungsstichtag entstehen, sind 
als laufende Verluste in der handelsbilanzi-
ellen Schlussbilanz abzubilden. Es handelt 
sich hierbei um ausgleichspflichtige Ver-
luste20. Zum einen verkürzt die Insolvenzer-
öffnung das Geschäftsjahr auf ein dadurch 
abgeschlossenes Rumpfgeschäftsjahr (§ 155 
InsO), zum anderen können die Pflichten  
einer herrschenden Gesellschaft nicht durch 
eine zufälligerweise nicht auf das „volle Jahr“ 
erfolgte Beendigung entfallen21.

(3)   Stille Verluste: Wertminderungen, die 
während der bisherigen Bilanzierung mit 
Fortführungswerten noch nicht aufwands-
wirksam geworden sind, finden im ersten 
Schritt keinen Eingang in die handelsbilan-
zielle Schlussbilanz zu Fortführungswerten. 
Kommt es dort allerdings, weil Going Concern 
nunmehr zu verneinen ist, zu Abwertungen 
oder werden Rückstellungen gebildet, ist der 
dadurch entstehende Verlust im Geltungs-
zeitraum des Ergebnisabführungsvertrags 
entstanden und somit ausgleichspflichtig22. 

(4)   Verluste im Rahmen der Abwicklung, die 
bereits im Vorfeld angelegt sind: Verluste, 
die bei Verwertung des Betriebsvermögens 
im Rahmen der Abwicklung nach Insolvenz
eröffnung entstehen, sind vom zeitlichen 
Geltungsbereich des Ergebnisabführungs-
vertrags nicht mehr umfasst. Denkbar ist 
jedoch auch, dass eine Wertminderung bi-
lanziell noch nicht abgebildet wurde, die 
Wertminderung aber dennoch im Geltungs-
zeitraum des Ergebnisabführungsvertrags 
angelegt war. Derartige Verluste können 
ausgleichspflichtig sein23. 

(5)   Echte Abwicklungsverluste, die im Li-
quidationsstadium entstehen: Mit Insolvenz
eröffnung enden die Verpflichtungen aus 
dem Ergebnisabführungsvertrag. Aufwen-
dungen, die originär nach Insolvenzeröff-
nung entstehen, beruhen auf der Unterneh-
mensfortführung oder Abwicklung durch 
den Insolvenzverwalter. Dazu gehören auch 
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fragen entschei-
den über die 
Höhe des Verlust-
vergleichs

Im Vertragskonzern entscheidet sich durch die Going-Concern-Beur-
teilung, ob noch nicht erfolgswirksam gewordene Verluste in die Aus-
gleichsverpflichtung nach § 302 AktG einzubeziehen sind. Da die 
Insolvenz der Untergesellschaft oftmals mit der Insolvenz der Ober-
gesellschaft einhergeht, verschiebt eine höhere Verlustausgleichsver-
pflichtung letztendlich die Insolvenzquote zugunsten der Gläubiger 
der Untergesellschaft. 

stellung der handelsbilanziellen Schlussbi-
lanz große Bedeutung zu28. Dies umfasst vor 
allem die Ermessensbeurteilung, ob und bis 
zu welchem Zeitpunkt die handelsrechtliche 
Fortführungsprämisse aufrechterhalten wer-
den kann. Solange keine Einstellung des Ge-
schäftsbetriebs beschlossen wurde, kommt 
hier vor allem dem Fortführungskonzept des 
Insolvenzverwalters eine ausschlaggebende 
Bedeutung zu. 

 
 
 

  

 
 
 

 

 
 

 
 

 

 
 
 
 
 

 

 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 

 

 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 

 

	28	 Ebenso Stephan, in: Schmidt/Lutter, AktG, 2. Aufl. 2010, § 302 Rn. 40.
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